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Wakenitz bei Lübeck 
C. KELLER / PLUS 49 / VISUM
N A T U R S C H U T Z

„Im Zweifel klagen“
Weil sie europäisches Naturschutz-

recht nur zögernd umsetzen, dro-
hen den deutschen Bundesländern Pro-
zesse mit Städten und Gemeinden. „Vie-
le Kommunen befürchten“, so der
Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Städte- und Gemeindebunds, Gerd
Landsberg, „daß sich bereits vorgesehe-
ne Industrie- und Gewerbegebiete oder
kommunale Straßenbauprojekte als teu-
re Fehlplanungen erweisen, weil Natur-
schutzgebiete bisher nicht angemessen
berücksichtigt werden konnten.“
Seine Organisation werde „allen Kom-
munen empfehlen, im Zweifel gegen das
jeweilige Land auf Entschädigung zu 
klagen“.Anlaß der Sorge: Am Dienstag
vergangener Woche gab das Bundesver-
waltungsgericht zwar vorerst grünes
Licht für den Bau der Ostseeautobahn 
A 20 durch das ökologisch wertvolle Wa-
kenitz-Tal bei Lübeck. Doch zugleich
machten die Richter den Umweltschüt-
zern neue Hoffnungen: Verkehrs- und
Städteplaner müßten auch künftig „po-
tentielle Schutzgebiete“ respektieren.
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Europaparlament in Brüssel 
K O R R U P T I O N

Ein Dankeschön danach
Die Pläne der Bundesregierung zur

Bekämpfung der internationalen
Korruption stoßen auf massive Kritik.
Der Frankfurter Oberstaatsanwalt Wolf-
gang Schaupensteiner, Leiter der bun-
desweit ersten Anti-Korruptionsabtei-
lung, hält den Gesetzentwurf für „völlig
unzureichend“. Daß etwa nach der Ge-
setzesvorlage nur die Einflußnahme auf
künftige Diensthandlungen bestraft
werden soll, öffnet nach den Erfahrun-
gen des Ermittlers „dem Umgehungstat-
bestand, der Zahlung im nachhinein aus
angeblicher Dankbarkeit, Tür und Tor“.
Bei Vorteilsgewährung im Inland hatte
erst im vergangenen Jahr eine Gesetzes-
novelle diese Lücke geschlossen. Schau-
pensteiner schätzt das Korruptionsvolu-
men deutscher Firmen im Ausland auf
„fünf Milliarden Mark Schmiergeld im
Jahr“. Heftige Kritik übt auch der zu-
ständige Berichterstatter im Finanzaus-
schuß, Frank Hofmann (SPD). Der ehe-
malige BKA-Zielfahnder bemängelt vor
allem, daß die Zahler von Bestechungs-
geldern ihre Ausgaben weiter von der
Steuer absetzen können, wenn sie nicht
bereits mit einer Strafe oder einer Geld-
buße belegt wurden.
E U R O PA PA R L A M E N T

„Oma, Mutter, Tochter“
Der Europäische Rechnungshof in

Luxemburg unter seinem Präsiden-
ten Bernhard Friedmann (CDU) hat er-
hebliche Mißstände bei den Abrechnun-
gen von Reise- und Mitarbeiterkosten
der Europa-Abgeordneten aufgedeckt.
Danach wird vor allem bei der Abrech-
nung von Flugtickets geschummelt;
auch werden Familienangehörige als
Mitarbeiter beschäftigt.
Der spanische Parlamentspräsident José
María Gil-Robles urteilte in einer Präsi-
diumssitzung über den Sonderbericht:
„Da stehen entsetzliche Dinge drin.“
Die deutsche Vizepräsidentin Magdale-
ne Hoff (SPD): „Alle Vorwürfe sind ge-
rechtfertigt.“
Bis zu 18500 Mark monatlich darf jedes
der 626 Mitglieder des Europäischen
Parlaments für Mitarbeiter ausgeben.
Niemand könne kontrollieren, ob das
Geld nicht letztendlich beim Abgeord-
neten selbst lande, so der Vorwurf.
Denn die Wahl der Assistenten bleibe
„dem Ermessen der Mitglieder überlas-
sen“, moniert der Rechnungshof. Wozu
das führt, zeigen Stichproben bei 
90 Parlamentariern: Es werden reihen-
weise Familienangehörige als Assisten-
ten entlohnt – eine Praxis, die im Deut-
schen Bundestag verboten ist. Je weiter
südlich die Heimat des Abgeordneten,
so ein Prüfer, desto häufiger seien
„Oma, Mutter, Frau, Tochter“ mit von
der Partie.
Abgeordneter und Assistent müssen
zwar auf einem Formular die Beschäfti-
gung samt Entlohnung bestätigen. Der
eigentliche Arbeitsvertrag aber wird nur
zwischen dem Parlamentsmitglied und
dem Mitarbeiter geschlossen.
Eine Vorlage dieses Vertrages, so der
Bericht, „ist jedoch nicht vorgeschrie-
ben“. Auch können Reisekosten des As-
sistenten in bar bei der Parlaments-
zahlstelle gegen Unterschrift abgeholt
werden – ohne Vorlage von Belegen.
So richtig üppig aber langen die EU-Ab-
geordneten bei den eigenen Reisespe-
sen zu. In jeder der jährlich 44 bis 46
Arbeitswochen des Parlaments dürfen
sie zwischen ihrer Heimat und dem Sit-
zungsort pendeln. Abgerechnet werden
die Reisekosten über einen gestaffelten
Kilometertarif. Damit würden, kritisiert

der Rechnungshof, „die
Zahlungen durchschnitt-
lich ein Drittel über dem
in der Business-class ver-
langten Flugpreis liegen“
– je weiter, desto teurer.
Parlamentarier können
zudem durch die Wahl des
Wohnorts die Spesen
selbst in die Höhe treiben.
Volksvertreter aus dem
Norden Frankreichs oder
Italiens geben, wie die
Prüfer herausfanden, ihre
weit von Brüssel entfern-
ten Feriendomizile in
Cannes oder Sizilien an.
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